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Das	Programm	„Energieefizient	Sanieren“	
soll überprüft und in geänderter Form fort-
geführt werden.

Die	 Thüringer	 Energieefizienz-Offensive	
(theo) will die Koalition fortsetzen und auf 
den gebäudebereich ausweiten, um Bera-
tung und technische hilfen bereitzustellen.

die informationen für private und öf-
fentliche investoren zur nutzung von 
landes- und Bundesprogrammen sowie 
Fördermitteln, z.B. der Kreditanstalt für 
wiederaufbau, sollen bei der thüringer 
aufbaubank (taB) gebündelt und in einem 
zielgruppenorientierten internet-Portal auf-
bereitet werden. ein weiteres ziel ist es, die 
Bearbeitung der Förderprogramme weitge-
hend bei der taB zusammenzuführen.

sämtliche bestehende Förderprogramme 
des landes in den Bereichen wohnungs-

bau und stadtentwicklung und entwick-
lung des ländlichen raums werden über-
prüft und gegebenenfalls angepasst. 
außerdem sollen die Kommunen unter-
stützt werden, um die komplexen anfor-
derungen von Planungsprozessen und 
den umgang mit Förderinstrumenten zu 
gewährleisten. ziel ist die stärkere aus-
richtung der Programme an den in diesem 
vertrag formulierten schwerpunktzielen. 
es soll zudem geprüft werden, inwieweit 
darüber hinaus eine unterstützung der 
thüringer Kommunen bei der Beseitigung 
von schrottimmobilien notwendig und 
möglich ist.

das thüringer Familienbaudarlehen zur 
schaffung eigengenutzten wohnraums 
und der thüringer sanierungsbonus sollen 
überprüft und fortgeführt werden.

9. landWirtSchaft und verbraucherSchutz

9.1 landwirtschaft

die landwirtschaft ist ein wichtiger und 
auch künftig unverzichtbarer Bestandteil 
der thüringer wirtschaftsstruktur. sie ist 
ein stabilitätsanker des ländlichen raumes, 
sorgt als Produzentin hochwertiger nah-
rungsmittel für wertschöpfung und schafft 
arbeitsplätze. wir stehen für eine mo-
derne landwirtschaftspolitik, wollen nicht 
nur wettbewerbsfähigkeit und einkommen 
steigern bzw. stabilisieren, sondern die le-
bensqualität im ländlichen raum erhöhen, 
umwelt- und naturschutzziele einbeziehen 
und eine integrierte entwicklungspolitik 
für die ländlichen räume in den Fokus neh-
men. um die ökonomische grundlage un-
serer landwirtschaftlichen unternehmen zu 
verbessern, setzen wir uns für den ausbau 
von wertschöpfungsketten und die diver-

siizierung	 der	 betrieblichen	 Einkommen	
ein. auch die direktvermarktung und die 
ökologische Produktion sollen zur höheren 
wertschöpfung in ländlichen räumen we-
sentlich beitragen.

wir werden dem anhaltenden rückgang 
landwirtschaftlich genutzter oder nutzba-
rer Flächen durch geeignete Maßnahmen 
entgegenwirken.

auch künftig wird sich die landesregie-
rung gegen Benachteiligungen thüringer 
landwirtschaftsbetriebe bei der ausge-
staltung der Förderpolitik von Bund und 
eu einsetzen.

Für die Fachkräftesicherung werden wir 
uns im Bereich der sogenannten grünen 
Berufe einsetzen. das gilt für die akade-
mische,	beruliche	und	verwaltungsinterne	
ausbildung.
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Ökologische und konventionelle 
Landwirtschaft stärken

in thüringen werden ökologischer land-
bau und konventionelle landwirtschaft 
auf jeweils hohem qualitativem niveau 
betrieben und tragen zur wertschöpfung 
sowie zur erhaltung von arbeitsplätzen 
im ländlichen raum bei. wir wollen künf-
tig sowohl dem ökologischen landbau als 
auch regionalen Kreisläufen einen höheren 
stellenwert als bisher einräumen, um de-
ren anteile nachhaltig zu steigern. dazu 
werden wir speziell, verlässlich und dau-
erhaft fördern und einen Ökoaktionsplan 
erarbeiten, um regionale vertriebs-, verar-
beitungs- und vermarktungsstrukturen zu 
stärken. sowohl der ökologische landbau 
als auch die konventionelle landwirtschaft 
haben anspruch auf unterstützung und 
Förderung und müssen gleichermaßen 
den erfordernissen von Klimaschutz, um-
welt- und naturschutz, nachhaltigkeit und 
wettbewerbsfähigkeit rechnung tragen. 
angestrebt wird, bis 2020 eine anbau-
läche	 von	 mindestens	 zehn	 Prozent	 der	
landwirtschaftlichen Fläche ökologisch zu 
bewirtschaften.

die Koalition wird unter diesen Maßga-
ben die seit 2014 geltenden regelungen 
der gemeinsamen agrarpolitik (gaP) im 
dialog mit den verbänden begleiten und 
sich gegebenenfalls für anpassungen ein-
setzen.

Koinanzierung der Förderprogramme 
/ Keine Diskriminierung von 
Betriebsgrößen

Die	 notwendige	 Koinanzierung	 der	 Pro-
gramme der eu und des Bundes zur stär-
kung der landwirtschaft und des ländli-
chen raums werden wir sichern.

der Fördermitteleinsatz wird weiterhin den 
speziischen	Betriebsgrößen	in	der	Thürin-
ger landwirtschaft rechnung tragen.

die gründung kleinbäuerlicher Betriebe soll 
in geeigneter weise unterstützt werden.

Landwirtschaftsförderung / KULAP

landwirtschaftliche Betriebe sollen stär-
ker als bisher die Möglichkeit erhalten, 
zusätzlich zu den klassischen erträgen der 
nahrungsmittel- und energieproduktion 
auch umwelt und sozialleistungen zu er-
bringen, welche über die gute fachliche 
Praxis hinausgehen. hierzu soll das Kultur-
landschaftsprogramm (KulaP) kurzfristig 
inanziell	 aufgewertet	 werden.	 Die	 dafür	
notwendigen Mittel werden insbesondere 
im rahmen des eler gewonnen. die Ku-
laP-Förderung wird dahingehend umge-
stellt, dass vorrangig leistungen, die einen 
Mehrwert für die biologische vielfalt, für 
die umwelt und für den tierschutz haben, 
gefördert werden.

die Förderung benachteiligter gebiete 
bleibt erhalten.

Tiergerechte Nutztierhaltung / 
Intensivtierhaltung

die thüringer landwirtschaft braucht Pro-
duktions- und tierhaltungsformen, die 
bestehende ressourcen auf nachhaltige 
weise nutzt und die ländlichen räume 
nicht belastet. nur tier- und artgerechte 
haltungsformen werden unterstützt.

die landesregierung unterstützt die wei-
tere	 Entwicklung	 einer	 lächengebunde-
nen, tiergerechten tierzucht und -haltung. 
Damit	werden	stofliche	Kreisläufe	in	den	
Betrieben und regionen gestärkt, eine 
tiergerechte und maßvolle tierhaltung vo-
rangebracht und umwelt und anwohner-
schaft geschützt.

den weiteren zubau großer intensivtier-
haltungsanlagen wird die Koalition nicht 
unterstützen. die Förderung von stall-
bauvorhaben soll so ausgerichtet werden, 
dass die einhaltung strenger Kriterien des 
tierwohls sowie die unterschreitung der 
schwellenwerte nach dem Bimschg mit 
zuschlägen versehen werden. die lan-
desregierung setzt sich im Bund dafür ein, 



Seite 68  Koalitionsvertrag zwischen den Parteien die linKe, sPd und Bündnis 90/die grünen

speziische	 lächenbezogene	 Tierhöchst-
grenzen für landwirtschaftliche Betriebe 
und regionen zu entwickeln.

die Koalition plant, eine tierwohlstrategie 
in der nutztierhaltung zu erarbeiten und 
umzusetzen. die haltungsbedingungen 
sollen darauf ausgerichtet werden, die 
tiergesundheit zu verbessern und den 
antibiotikaeinsatz zu reduzieren. unnötige 
tiertransporte sollen vermieden sowie 
Qualzuchten beendet werden.

die Kommunen sollen in der anwendung 
planungsrechtlicher Möglichkeiten zur an-
gemessenen steuerung von intensivtier-
haltungen besser unterstützt werden.

die Öffentlichkeitsbeteiligung während 
des Planungs- und genehmigungsverfah-
rens von großmastanlagen ist zu verbes-
sern. zudem sollen Kriterien, wie die orts-
nahe gülleverwertung, eingeführt werden.

um die emissionen zu verringern, strebt 
die Koalition die einführung eines Filterer-
lasses an und wird dabei die erfahrungen 
anderer Bundesländer einbeziehen.

Bioprodukte / Erzeugergemeinschaften 
/ Direktvermarktung / Gentechnik in 
der Landwirtschaft / Nachhaltigkeit

wir wollen die thüringer landwirtschaft 
dabei unterstützen, die heimische nach-
frage nach Bioprodukten zu decken und 
dabei die gesamte wertschöpfungskette 
einzubeziehen.

thüringer landwirtinnen und landwirte 
und die agrarwirtschaft sollen dabei unter-
stützt werden, die einschlägigen schlacht-
verordnungen so umsetzen zu können, 
dass die regionale schlachtung in thürin-
gen wieder ermöglicht wird.

erzeugergemeinschaften und Bündelungs-
initiativen, einschließlich genossenschaftli-
cher organisationsformen, sollen gestärkt 
werden, um die Marktstellung der land-

wirtinnen und landwirte zu verbessern und 
faire Marktbedingungen zu unterstützen.

die rahmenbedingungen für die direkt-
vermarktung thüringer landwirtschafts-
produkte sind zu verbessern.

wir werden uns dafür einsetzen, dass in 
thüringen kein anbau von gentechnisch 
veränderten	 Planzen	 genehmigt	 wird.	
wir treten für die stärkung der Mitbe-
stimmungsrechte der regionen gegen 
den anbau von gentechnisch veränderten 
Planzen	 (GVO)	ein	und	streben	den	Vor-
sitz im europäischen netzwerk der gen-
technikfreien regionen an. Bei saatgut, 
Futter- und lebensmitteln setzt sich die 
Koalition für die vermeidung von verunrei-
nigungen durch gentechnisch veränderte 
organismen ein. eine klare Kennzeichnung 
soll verbraucherinnen und verbraucher die 
wahl ermöglichen.

die Koalition strebt gemeinsam mit an-
deren ländern über den Bundesrat klare 
haftungsregelungen bei schäden durch 
den anbau von gvo sowie eine Kennzeich-
nungsplicht	 für	 Tierprodukte	 an,	 die	 mit	
gentechnisch veränderten stoffen gefüttert 
wurden. die landesregierung setzt sich auf 
Bundesebene für eine bundesweit einheit-
liche regelung zu nationalen anbauverbo-
ten (opt-out) für in der eu zugelassene gen-
technisch	veränderte	Planzen	ein.

Bienenschutz / Biodiversität

die Koalition will die thüringer landwirt-
schaft durch geeignete Maßnahmen bie-
nenfreundlich gestalten. auf Flächen der 
öffentlichen hand, auch von städten und 
Kommunen, soll die anlage von bienen-
freundlichem grün unterstützt werden. 
initiativen für ein verbot bienengefährden-
der	Planzenschutzmittel	werden	auf	Bun-
desebene unterstützt.

um den besonders gravierenden arten-
schwund in der agrarlandschaft zu stop-
pen, wird das land Projekte zur verbes-
serung der biologischen vielfalt in der 
agrarlandschaft besonders unterstützen.
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9.2 Wald, Jagd und forstwirtschaft

wir wollen den erhalt und die zustands-
verbesserung unseres waldes sowie die 
entwicklung einer nachhaltigen und na-
turgemäßen waldbewirtschaftung. wir 
wollen den begonnenen waldumbau 
zu ökologisch wertvollen Mischwäldern 
konsequent fortführen. dabei soll allen 
Funktionen des waldes gleichermaßen 
rechnung getragen werden. wir unter-
stützen einen waldumbau zur schaffung 
klimastabilerer wälder mit einem breiten, 
standortheimischen Baumartenspektrum. 
die Koalition lehnt eine Privatisierung des 
landeswaldes ab.

die wälder in thüringen sollen robuster 
gegen klimatische veränderungen ge-
macht werden. dazu wollen wir vorwie-
gend dauerwälder mit Mischbaumarten 
aus standorteinheimischen Baumarten 
befördern.

die wertschöpfung der Forstwirtschaft 
soll weiter ausgebaut werden.

wir wollen die gemeinschaftsforstämter 
erhalten und sicherstellen, dass die Förs-
terinnen und Förster als Mittlerinnen und 
Mittler zwischen privaten waldbesitzerin-
nen und -besitzern und der holzindustrie 
helfen, alle waldteile nachhaltig zu nutzen.

an der eigentumsübergreifenden holz-
vermarktung soll festgehalten werden. 
wir werden die Mobilisierung von holz-
einschlägen	in	weiteren	Privatwaldlächen	
auf den weg bringen. die entwicklung von 
„thüringen Forst“ als anstalt öffentlichen 
rechts werden wir weiter unterstützen 
und begleiten. in der Folge sollen ein Per-
sonalentwicklungskonzept auf den weg 
gebracht und zusätzliche Finanzierungs-
quellen und geschäftsfelder, etwa durch 
anlagen zur energieerzeugung im wald, 
schnellstmöglich erschlossen werden.

die ökologische vielfalt und der ökono-
mische wert des staatswaldes sollen ge-
steigert werden. dazu soll der thüringer 
staatswald schrittweise nach den Kriterien 

des Foreststewardship council (Fsc) zer-
tiiziert	 werden.	 Hierzu	 wird	 ein	 Konzept	
und ein zeitplan gemeinsam mit „thürin-
gen Forst“ erarbeitet und in abständen 
evaluiert.

die Jagd soll sich an ökologischen und 
wildbiologischen grundsätzen orientie-
ren und den neuesten erkenntnissen der 
Jagdpraxis, werten des tierschutzes und 
erfordernissen der lebensmittelhygiene 
rechnung tragen. der wildbestand soll 
sich an der winter-Äsungskapazität des 
lebensraums orientieren.

das thüringer Jagdgesetz wird einem 
offenen diskussionsprozess unterzogen. 
Jagd und wildtiermanagement werden in 
diesem Prozess ebenso wie die Belange 
der waldentwicklung berücksichtigt. Bei 
der Bejagung von Flug- und niederwildar-
ten wird die verwendung von Bleischrot 
untersagt.

9.3 verbraucherschutz und  
verbraucherzentrale

wir werden den verbraucherschutz in 
thüringen stärken. verbraucherinnen und 
verbraucher benötigen zum ausgleich 
der informationsasymmetrie gegenüber 
den unternehmen unabhängige informa-
tionen, Beratung, handlungsfähige Kon-
trollbehörden, Bildung und rechte, um 
selbstbestimmte entscheidungen treffen 
zu können.

die thüringer verbraucherzentrale wer-
den wir deshalb besser ausstatten. ihr soll 
durch einen mehrjährigen rahmenvertrag 
mittelfristige Planungssicherheit gegeben 
und das Beratungsnetz so entwickelt wer-
den, dass der ländliche raum besser be-
rücksichtigt wird. einnahmen aus abmah-
nungen sollen bei der verbraucherzentrale 
ohne	 Einluss	 auf	 die	 staatlichen	 Zuwen-
dungen verbleiben.

Fachspeziische	 Institutionen	und	Portale	
der verbraucheraufklärung, z.B. Patienten-
informationssysteme,	 Plegestützpunkte	
oder zur gewährleistung des rechts auf 
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informationelle selbstbestimmung, will 
das land in geeigneter Form unterstützen.

die verbesserung der Kita- und schulver-
plegung	ist	für	die	Landesregierung	wei-
terhin ein wichtiges anliegen.

Marktwächter / Rechtsberatung im 
Plegebereich / Stiftungsprofessur
initiativen und vorschläge, die dazu bei-
tragen, die verbraucherorganisationen zu 
Marktwächtern insbesondere in den Berei-
chen energie, Finanzdienstleistungen, di-
gitalisierung und internetbasierte Kommu-
nikation sowie gesundheit und ernährung 
zu entwickeln, wollen wir unterstützen. so 
sollen Märkte beobachtet, über unlautere 
geschäftspraktiken informiert und Miss-
stände an die aufsichtsbehörden weiter-
gegeben werden.

gemeinsam mit der selbstverwaltung im 
gesundheitswesen und der verbraucher-
zentrale wollen wir die rechtsberatung 
im	 Plegebereich	 verbessern,	 die	 Quali-
tätstransparenz	 der	 Plegeheime	 intensi-
vieren und insbesondere einheitliche Qua-
litätsstandards durchsetzen.

die landesregierung setzt sich für die ein-
richtung einer stiftungsprofessur für ver-
braucherschutz an einer Fachhochschule 
im land ein.

Veterinär- und 
Lebensmittelüberwachung

wir wollen dafür sorge tragen, dass die 
amtliche veterinär- und lebensmittelüber-
wachung ihre für den verbraucherschutz 
wichtige arbeit wirkungsvoller ausführen 
kann. ihre struktur und zuordnung wer-
den mit dem ziel der verbesserung der 
leistungsfähigkeit geprüft. die personelle 
und technische ausstattung der Kontroll- 
und aufsichtsbehörden ist zu verbessern, 
ebenso die Krisenreaktionsfähigkeit, um 
auf veterinär- oder lebensmittelsicher-
heitsvorfälle mit überregionaler Bedeu-
tung angemessen reagieren zu können.

die Kommunikation sowie der fachliche aus-
tausch mit dem landeskriminalamt (lKa) 

und den staatsanwaltschaften soll kontinu-
ierlich gestaltet werden. das landesamt für 
verbraucherschutz hat dabei eine koordinie-
rende und bündelnde Funktion.

Verbesserung der Kennzeichnung von 
Lebensmitteln

die lebensmittelkennzeichnung ist zu ver-
bessern. Produktinformationen müssen für 
verbraucherinnen und verbraucher ver-
ständlich sein und dürfen nicht in die irre 
führen. dazu gehören auch nachvollzieh-
bare herkunftsangaben. die landesregie-
rung wird entsprechende erfahrungen des 
Bundes und anderer länder prüfen.

Tierschutz

die Koalition unterstützt alle Maßnahmen, 
die zu einer konsequenten umsetzung des 
tierschutzes als mittelbarem staatsziel 
beitragen. ob in Privathaushalten oder 
in gewerbebetrieben sollen tiere tierge-
recht gehalten werden, um ihnen leid und 
schmerz zu ersparen.

nach dem vorbild des landes Berlin wird 
die etablierung eines Forschungspreises 
für alternativen zu tierversuchen ange-
strebt. die zielbestimmung „alternativen 
zu tierversuchen“ wollen wir im tierschutz-
gesetz auf Bundesebene verankern.

wir werden prüfen, inwieweit die arbeits-
bedingungen der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in tierheimen in thüringen 
verbessert werden können.

die haltung und dressur von wildtieren 
muss nach Maßstäben eines zeitgemäßen 
tierschutzes neu geregelt werden.

das land thüringen wird im Bundesrat 
auf ein verbandsklagerecht für anerkannte 
tierschutzverbände hinwirken. 


